
Festsetzungen durch Zeichnung und Text gemäß § 9 BauGB
Planungsrechtliche Festsetzungen

Grundflächenzahl GRZ als Höchstmaß
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 19 BauNVO

GRZ 0,6

Bauhof Flächen für den Gemeinbedarf
§ 9 (1) Nr. 5 BauGB: kommunaler Bauhof

Baugrenzen
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 (3) BauNVO

GFZ 0,6 Geschossflächenzahl GFZ als Höchstmaß
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 20 BauNVO

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
§ 9 (7) BauGB

o offene Bauweise
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (2) BauNVO

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Anpflanzen von Bäumen
§ 9 (1) Nr. 25a BauGB

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 20 BauNVO

I

Erhalten von Bäumen
§ 9 (1) Nr. 25b BauGB

GFZ 0,6

Bauhof
GRZ 0,6

o

Erläuterung der Nutzungsschablone:

Zweckbestimmung

Grundflächenzahl

Bauweise

Geschossflächenzahl

I Zahl der Vollgeschosse

Öffentliche Grünflächen
§ 9 (1) Nr. 15 BauGB
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Gemeinde Tabarz
Landkreis Gotha/Thüringen

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO)
Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ)
und einer Geschossflächenzahl (GFZ) geregelt. Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche ist ge-
mäß der Regelungen des § 19 Abs. 4 BauNVO ohne Einschränkungen zulässig.
Darüber hinaus gilt eine maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse.

Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 - 23 BauNVO)
Gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO wird eine offene Bauweise (o) festgesetzt. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt.
Die festgesetzten Baugrenzen dürfen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO durch Gebäude und Gebäudeteile
nicht überschritten werden.

Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Die Flächen für den Gemeinbedarf werden hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung für Nutzungen, Anlagen
und Einrichtungen des gemeindlichen Bauhofes gewidmet.

Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Entlang der Straße zur Inselsbergklinik ist der Straßengraben (Mindestbreite 3m) als Wiesenrain mit
Landschaftsrasenmischung zu erhalten.

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Innerhalb der Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ist der ru-
derale Böschungsbereich mit seinem vorhandenen Gehölzbestand auf Dauer zu erhalten. Die Grünflä-
chen parallel der Zufahrt zur Inselsbergklinik sind extensiv zu pflegen, d.h. max. 2 mal im Jahr zu mä-
hen. Bäume und Sträucher sind ihrer natürlichen Wuchsform zu überlassen; entlang der Zufahrt zur In-
selsbergklinik  ist das Lichtraumprofil freizuhalten.

Anpflanzen von Bäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
Durch Planeinzeichnung werden Bäume zum Anpflanzen aus folgenden Arten festgesetzt:

Acer pseudoplatanus Bergahorn
Acer platanoides Spitzahorn
Aesculus hippocastanum Kastanie
Fagus sylvatica Rotbuche
Fraxinus excelsior Esche
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
Tilia cordata Winterlinde

Es gelten folgende Mindestanforderungen an das Pflanzgut: Hochstämme, 3 mal verpflanzt, Stammum-
fang mind. 10-12cm. Die festgesetzten Anpflanzungen sind spätestens in der auf den Nutzungsbeginn
folgenden Vegetationsperiode durchzuführen. Durchgeführte Anpflanzungen sind durch fachgerechte
und regelmäßige Pflegemaßnahmen auf Dauer zu erhalten sowie bei Ausfall entsprechend zu ersetzen.

Erhalten von Bäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)
Durch Planeinzeichnung werden Bäume zum dauerhaften Erhalt festgesetzt. Diese Gehölze sind durch
geeignete Maßnahmen vor Beeinträchtigungen zu schützen sowie durch fachgerechte und regelmäßige
Pflegemaßnahmen auf Dauer zu erhalten sowie bei Ausfall entsprechend zu ersetzen.

Verfahrensvermerke
Der Bebauungsplan wurde auf der Grundlage der nachfolgenden Bestimmungen in der zur Zeit der Er-
langung der Rechtskraft jeweils gültigen Fassung aufgestellt: 

Baugesetzbuch (BauGB)
Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Planzeichenverordnung (PlanzV)
Thüringer Bauordnung (ThürBO).

Die Planung wurde im Auftrag der Gemeinde Tabarz ausgearbeitet durch:

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen* und Bezeichnungen* sowie der Gebäude-
bestand* mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stand vom ......................... übereinstimmen. 
(*Nichtzutreffendes ist zu streichen).

Gotha, den .........................

.................................................
Landesamt für Vermessung und
Geoinformation, Katasterbereich Gotha

Der Gemeinderat der Gemeinde Tabarz hat die Aufstellung des Bebauungsplanes "Bauhof Fischbacher
Straße" gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in seiner Sitzung am ....................... beschlossen und den Aufstel-
lungsbeschluss am ....................... ortsüblich bekanntgemacht.
Die Bekanntmachung, dass der Bebauungsplan gemäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne
Durchführung einer Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) aufgestellt werden soll, erfolgte am
....................... ortsüblich.
Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB wurde von einer frühzeitigen Unterrichtung und
Erörterung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung hat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
....................... bis ....................... einschließlich zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB am ....................... mit
dem Hinweis ortsüblich bekannt gemacht, dass Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht
werden können.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung be-
rührt wird, sind mit Schreiben vom ....................... über die öffentliche Auslegung benachrichtigt und
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
Der Gemeinderat der Gemeinde Tabarz hat in seiner Sitzung am ....................... den Bebauungsplan
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 88 ThürBO und § 19 Abs. 1 ThürKO als Satzung be-
schlossen.

Tabarz, den ....................... 

.............................
Bürgermeister

Der Bebauungsplan "Bauhof Fischbacher Straße" einschließlich Textfestsetzungen wurde gemäß § 10
Abs. 2 BauGB genehmigt.
(Az. ........................................................)  

Gotha, den .......................   Der Landrat des Landkreises Gotha

.............................

Der Bebauungsplan wird hiermit gem. § 21 Abs. 1 ThürKO ausgefertigt.

Tabarz, den .......................

.............................
Bürgermeister

Die Genehmigung vom ....................... ist am ....................... gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Hin-
weis, dass der Bebauungsplan während der Öffnungszeiten der Gemeindeverwaltung Tabarz von jeder-
mann eingesehen werden kann, ortsüblich bekanntgemacht worden. 

Mit dieser Bekanntmachung wurde der Bebauungsplan "Bauhof Fischbacher Straße" rechtsverbindlich.

Tabarz, den .................... 

.............................
Bürgermeister

Geltungsbereich Bebauungsplan
"Bauhof Fischbacher Straße"
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